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Bericht des Abgeordneten Diebäcker 


Die Bundesregierung hat die Erste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung vom 
3. Mai 1962 (BGBL I S. 270) dem Bundestag nach 
§ 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (BGBL I S. 481) mitgeteilt. 

Der Bundesrat hat von seinem Recht, nach § 27 
Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes gegenüber dem 
Bundestag Stellung zu nehmen, keinen Gebrauch 
gemacht. 

Die Erste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung enthält hauptsächlich die 
durch die Neuordnung des Zollrechtes und die neuen 
Vorschriften über die Außenhandelsstatistik not- 
wendigen Änderungen des Außenwirtschaftsrechtes. 
Bei Erlaß der Außenwirtschaftsverordnung war zwar 
das neue Zollgesetz bereits verkündet, die Durch- 
führungsvorschriften, insbesondere die Allgemeine 
Zollordnung vom 29. November 1961 (BGBL I S. 1937) 
jedoch noch nicht ergangen. Da nach § 46 Abs. 4 
AWG die Zollbehörden den grenzüberschreitenden 
Warenverkehr überwachen, war nach Inkrafttreten 
des neuen Zollrechtes am 1. Januar 1962 eine An- 
passung der Außenwirtschaftsverordnung nicht zu 


umgehen. Die neue Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Außenhandelsstatistik vom 2. April 
1962 (BGBL I S. 206) ist am 11. April 1962 in Kraft 
getreten. Auch an deren Vorschriften mußte die 
Außenwirtschaftsverordnung angepaßt werden, da 
sich ihre Bestimmungen mit denen der Außenhan- 
delsstatistik vielfach berühren. Die Bundesregierung 
war, wie sich aus der Ersten Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtschaftsverordnung ergibt, be- 
strebt, ein möglichst reibungsloses Verfahren bei 
der Warenausfuhr und -einfuhr zu sichern. 

Die Erste Verordnung enthält ferner noch einige 
Änderungen, die durch die Entwicklung der Verhält- 
nisse seit Erlaß der Außenwirtschaftsverordnung 
notwendig geworden sind. 

Der Außenhandelsausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 14. Juni 1962 nach eingehender Erörterung der 
Verordnung beschlossen, dem Bundestag zu empfeh- 
len, von dem Recht nach § 27 Abs. 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes keinen Gebrauch zu machen und so- 
mit die Aufhebung der Verordnung nicht zu verlan- 
gen. 


Bonn, den 14. Juni 1962 


Der Außenhandelsausschuß 


Dr. Serres 

Vorsitzender 


Diebäcker 

Berichterstatter 
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